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Entschiießungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 3/6441 , 1 3/7778 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregeiung des Rechts des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, zur Umsetzung gemeinschaftlicher Vorschriften und zur 
Anpassung anderer Rechtsvorschriften 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
Gesetzentwurf zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, zur Umsetzung gemeinschafts- 
rechtlicher Vorschriften und zur Anpassung anderer Rechts- 
vorschriften (Drucksache 13/6441) grundlegend zu überarbei- 
ten und dem Deutschen Bundestag erneut vorzulegen. Bei der 
Überarbeitung sind insbesondere die folgenden Kernforde- 
rungen umzusetzen: 

- den Schutz der Natur auch um ihrer selbst willen als Ziel 
des Naturschutzes festschreiben; 

- insbesondere zur Schaffung großflächiger Schutzgebiete 
und zur Verwirklichung des europaweiten Biotopverbund- 
systems „NATURA 2000" sind mindestens 10 % der Lan- 
desfläche als Vorrangflächen für den Naturschutz auszu- 
weisen und zu sichern; 

- Streichung der Privilegierung der landwirtschaftlichen Bo- 
dennutzung in den Landwirtschaftsklauseln und Festle- 
gung von Mindestanforderungen an eine naturverträgliche 
Land- und Forstwirtschaft im Rahmen der „guten fachli- 
chen Praxis " ; 

- Streichung der Regelung zu pauschalen Ausgleichszah- 
lungen durch die Länder zugunsten der Landwirtschaft bei 
sog. erhöhten, naturschutzbedingten Anforderungen an 
die Bewirtschaftung; 

- keine Vorrangregelung für Vertragsnaturschutz; 

- Erweiterung der Eingriffsregelung auf Boden, Wasser und 
Luft; 
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- Neuformulierung der Eingriffsregelung in der Bauleitpla- 
nung, um die bewährte Eingriffs-ZAusgleichsregelung bei- 
zubehalten und die Zuständigkeiten der Naturschutz- 
behörden zu sichern; 

- Verpflichtung zur flächendeckenden Landschaftsplanung; 

- Einführung der Verbandsklage für anerkannte Natur- 
schutzverbände auf Bundesebene; 

- keine Begünstigung der illegalen Vermarktung von ge- 
schützten Tier- und Pflanzenarten durch die zu weitge- 
hende Öffnung des Handels mit gezüchteten Exemplaren. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- die notwendigen Maßnahmen zur Umsetzung der VN-Kon- 
vention über die biologische Vielfalt und der EG-Richtlinie 
92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtli- 
nie) in Deutschland und in Europa durchzusetzen und 

- die Vorschläge des Beirats für Naturschutz und Land- 
schaftspflege beim Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit zur Verbesserung der Durch- 
setzbarkeit und Akzeptanz des Naturschutzes in ein 
konkretes, bundesweites Aktionsprogramm umzusetzen. 

Bonn, den 3. Juni 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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